
Antrag: Materialfreiheit bei Parteiveranstaltungen
Antragsteller*innen: Christoph Farwig, David Müllers, Jasper Proske, Jörg Planner, Max
Klinkner, Nele Siehr, Onno Hemold, Ragnar Stahl

Der Kreisparteitag möge beschließen, dass:
der Beschluss des Kreisvorstands, der das Mitführen von Material zu Infoständen oder
Wahlaktionen der Linken, welches nicht von Linke, Linksjugend oder SDS ist, pauschal
untersagt, zurückgenommen wird.
Die Linke als Partei verschiedener Strömungen räumt jedem Mitglied das Recht ein, auf
internen und externen Parteiveranstaltungen Material aus sozialen Bewegungen,
Gewerkschaften und anderen linken Organisationen, insbesondere solchen, die die Partei
unterstützen, mitzuführen, auszulegen und zu verteilen.
Einschränkungen sind zulässig bei Material von Organisation, welche den fundamentalen
Werten der Partei widersprechen oder sich in organisatorischer Konkurrenz zu ihr befinden
(bspw. durch das Antreten an Wahlen). Wichtig ist dabei auch die Wahrung der Balance und
des Charakters von Veranstaltungen und Infotischen als Aktionen der Linken.

Begründ�ng:
Grund für diesen Antrag ist ein Beschluss des Kreisvorstands, der das Mitführen von Material
zu Infoständen oder Wahlaktionen der Linken, welches nicht von Linke, Linksjugend oder
SDS ist, pauschal untersagt.
Wir als Parteimitglieder sind in unterschiedlichen Bewegungen, Gewerkschaften und anderen
linken Organisationen aktiv. Das ist eine Stärke unserer Partei und wir wollen diese
Vernetzung vorantreiben. Wir verstehen unsere Partei als einen zentralen und aktiven Teil
der Arbeiter*innenbewegung, nicht als Wahlverein mit bürokratischem Überbau. Gleichzeitig
bringen wir unterschiedliche Erfahrungen und Wissen mit in die Partei. Auch das kann uns als
Partei voranbringen, wenn wir dieses Wissen und die Erfahrungen nutzen und auf eine breite
Basis der Mitgliedschaft verteilen, damit wir als Partei aus vergangenen politischen Kämpfen
Lehren ziehen können. In diesem Sinne verstehen wir uns als kollektives Gedächtnis der
Arbeiter*innenbewegung. Durch unseren unterschiedlichen Erfahrungs- und Wissensstand
bringen wir als Mitglieder auch unterschiedliche Positionen mit, was politische Debatten um
unsere Positionen als Partei notwendig macht. Diese sollten als solche geführt und nicht durch
bürokratische Mittel unterdrückt werden. Wir fordern einen offenen 8mgang mit
unterschiedlichen Positionen und eine innerparteilichen Auseinandersetzung in Form
politischer Debatten. Dazu gehört das Recht jedes Mitglieds, auf Parteiveranstaltungen
Material aus Bewegungen, Gewerkschaften und linken Organisationen mitzuführen,
auszulegen und zu verteilen. Ein Verbot dessen darf nicht als bürokratisches Mittel gegen



einzelne unliebsame Positionen missbraucht werden, um eine Debatte in der Partei zu
ersticken.


